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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur neunten Änderung der Richtlinie zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie des Rates vom 5. November 1963 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Le- 
bensmitteln verwendet werden dürfen 1 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Richtlinie des Rates vom 20. Dezem- 
ber 1971 2 ) stellt insbesondere das Verzeichnis der- 
jenigen konservierenden Stoffe auf, deren Verwen- 
dung zum Schutz der Lebensmittel gegen den Ver- 
derb durch Mikroorganismen zugelassen ist. 

Die Verwendung von Ameisensäure und ihres 
Natrium- und Kalziumsalzes ist für die Haltbar- 
machung bestimmter Halbkonserven von Fischerei- 
erzeugnissen und von Essiggemüse notwendig; diese 
Stoffe können ferner Schwefeldioxyd und Verbin- 
dungen hiervon bei Zubereitungen aus Fruchtsaft 
und Aromen, die für die Herstellung alkoholfreier 
Erfrischungsgetränke bestimmt sind, ersetzen. 

Die genannten Verwendungen stellen nur einen 
geringen Prozentsatz der zulässigen Tagesdosis der 
Ameisensäure und ihrer Salze dar und beinhalten 
deshalb keine Gefahr für die Gesundheit der Ver- 
braucher. 


Die Anwendung kleiner Mengen von Hexa- 
methylentetramin bei der Herstellung der Käse- 
sorten „Provolone" und „Grana padano" kann das 
Auftreten einer Spätblähung verhindern; Hexa- 
methylentetramin scheint außerdem von technologi- 
schem Interesse für die Haltbarmachung von Fisch- 
rogen zu sein, weshalb es angezeigt ist, durch Zu- 
lassung dieses Stoffes die hierzu laufenden Unter- 
suchungen anzuregen. 

Die zulässige Tagesdosis von Hexamethylente- 
tramin ist weitaus höher als die sich aus diesen bei- 
den Anwendungen ergebenden Mengen, so daß der 
Schutz der Gesundheit gewährleistet ist. 

Borsäure und Borax werden in den Erzeugerlän- 
dern üblicherweise für die Haltbarmachung von 
echtem Kaviar (Störeiern) verwendet; die Suche 
nach einem Austauscherzeugnis für dieselben ist 
bislang noch nicht völlig erfolgreich gewesen. 

Die gesamte jährliche Zufuhr von Borsäure, die 
aus dem Verzehr von Kaviar stammt, liegt unter 
1 g; diese Menge ist toxikologisch ohne Bedeutung 
und kann folglich in der Gemeinschaft zugelassen 
werden. 

Es wird sich jedoch als notwendig erweisen, diese 
Lage nach einer bestimmten Frist im Lichte der lau- 
fenden Untersuchungen betreffend die Möglichkeit 
des Ersatzes von Borsäure und Borax erneut zu 
überprüfen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 4. Januar 1972, S. 22 
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Bestimmte einzelstaatliche Rechtsvorschriften ge- 
statten die Verwendung von Ameisensäure und 
ihren Salzen oder von Borsäure noch unter anderen 
Bedingungen als denjenigen, die in der vorliegen- 
den Richtlinie vorgesehen sind. Diese Rechtsvor- 
schriften beruhen auf besonderen Gegebenheiten, 
die nach einer bestimmten Zeit wegfallen werden, 
so daß es richtig ist, eine übergangsfrist einzufüh- 
ren, damit es ermöglicht wird, die notwendigen An- 
passungen vorzunehmen. 

Hexamethylentetramin könnte auf Grund neuerer 
toxikologischer Forschungen ein breiteres Anwen- 
dungsgebiet erhalten als augenblicklich vorgesehen, 
weshalb es gerechtfertigt ist, die sonstigen Anwen- 
dungen, die bereits jetzt in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften enthalten sind, beizubehalten - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 5. November 1963 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen, zuletzt geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 20. Dezember 
1971, wird wie folgt geändert: 


1. Nachstehender Artikel 1 a wird nach Artikel 1 
eingefügt: 

„Artikel 1 a 

Hinsichtlich der im Anhang unter den Nummern 
E 240 und E 241 genannten Stoffe kann der Rat 
vor dem 1. Juli 1976 und nach Prüfung durch die 
Kommission gemäß Artikel 100 des Vertrages 
über ihre Streichung oder eine sonstige Ände- 
rung ihrer rechtlichen Lage entscheiden. " 

2. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 

„Artikel 5 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 können die 
Mitgiiedstaaten bis zum 30. Juni 1976 die einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften beibehalten, die 
gelten für 

a) Ameisensäure und ihre Salze in zur Herstel- 
lung von Sirupen bestimmten Fruchtsäften; 

b) Hexamethylentetramin in Halbkonserven aus 
Fischereierzeugnissen; 

c) Borsäure in Eiprodukten. " 

3. Die nachstehenden Stoffe werden dem Abschnitt 
I der Anlage hinzugefügt: 


EWG-Nr. 

Bezeichnung 

Verwendungsbedingungen 

E 236 

Ameisensäure 

a) Ausschließlich in 

E 237 

Natriumformiat 

i) Halbkonserven aus 


(Natriumsalz der Ameisen- 

; - — Seelachs, 


säure) 

— Fischzubereitungen 



• in Marinadenform, 

E 238 

Kalziumformiat 

• in gesalzener und gezuckerter Form, 


(Kalziumsalz der Ameisen- 
säure) 

— ungeräucherten Fischrogen, 


— Garnelen, 

— Essiggemüse; 


ii) Grundstoffen aus Fruchsaft, auch konzentriert, 
und Aromen, die zur Herstellung von alko- 
holfreien Erfrischungsgetränken bestimmt 
sind; die zusätzliche Behandlung mit den Stof- 
fen E 220 - E 227 ist untersagt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
22. Juni 1973 - 1/4 (IV fl) - 680 70- E- Ko 12/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. Juni 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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EWG-Nr. 

Bezeichnung 

Verwendungsbedingungen 


! 

b) Im Zeitpunkt des Inverkehrbringens darf der Ge- 
halt an diesen Stoffen, berechnet als Ameisen- 
säure, 


i) lg/kg im Falle von 

— Fischzubereitungen in gesalzener und ge- 


zuckerter Form, 

— Fischrogen, 

— Essiggemüse; 

ii) 0,3 g/kg im Falle der sonstigen Halbkonser- 
ven; 

iii) 10 mg/1 im Falle von Erfrischungsgetränken, 
die aus den unter a) ii) genannten Grund- 
stoffen hergestellt sind, 


E 239 


Hexamethylentetramin 


nicht übersteigen, 
a) Ausschließlich in 


i) Käse vom Typ 
— Provolone, 

— Grana padano; 


ii) Kaviar und anderen ungeräucherten Fischro- 
gen-, die zusätzliche Behandlung mit den Stof- 
fen E 236, E 237, E 238, E 240 und E 241 ist 
untersagt. 

b) Im Zeitpunkt des Inverkehrbringens darf der 
Gehalt an diesem Stoff 

i) 25 mg/kg im Falle von Provolone; 


ii) 5 mg/kg (berechnet als Formaldehyd) im Falle 
von Grana padano; 

iii) 1 g/kg im Falle von Kaviar und anderen Fisch- 
rogen 

j nicht übersteigen. 

: 

E 240 i Borsäure a) Ausschließlich in Kaviar 


E 241 


Natriumtetraborat 

(Borax) 


b) Im Zeitpunkt des Inverkehrbringens darf der Ge- 
halt an diesen Stoffen 4 g/kg Kaviar nicht über- 
steigen. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie spätestens 
am 1. Januar 1974 nachzukommen, und unterrich- 
ten die Kommission unverzüglich hiervon. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


I. 

1. Artikel 5 Buchstabe a) der Richtlinie des Rates 
vom 5. November 1963 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für konservierende 
Söffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen 1 ), gewährt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, 
für eine bestimmte Frist die einzelstaatlichen Vor- 
schriften über die Verwendung von Ameisensäure 
und ihren Salzen, Borsäure und ihren Salzen, orga- 
nischen Borverbindungen und Hexamethylentetra- 
min beizubehalten. Gemäß Artikel 11 Absatz 2, 
Satz 2 der genannten Richtlinie, geändert durch die 
Richtlinien des Rates vom 20. Dezember 1968 2 ) und 
vom 20. Dezember 1971 3 ), muß das Verbot der Ver- 
wendung dieser Stoffe am 1. Januar 1973 wirksam 
werden. 

Diese so eingeführte Lage hat indessen einen vor- 
läufigen Charakter, da sie es gestatten sollte, be- 
stimmte wissenschaftliche und technologische Kennt- 
nisse über die fraglichen konservierenden Stoffe zu 
vervollkommnen, um gegebenenfalls ihre allgemei- 
ne Zulassung in der gesamten Gemeinschaft auszu- 
sprechen. 

2. Die Kommission ist nunmehr in der Lage, dem 
Rat die endgültige Aufnahme von Ameisensäure 
und bestimmten Salzen hiervon sowie von Hexame- 
thylentetramin in den Anhang der Richtlinie vom 
5. November 1963 vorzuschlagen, wobei diese Auf- 
nahme in beiden Fällen mit der Festlegung der Be- 
dingungen einhergehen muß, unter denen diese 
Stoffe zu verwenden sind. 

Ferner schlägt die Kommission vor, mittels einer 
Revisionsklausel die Behandlung von Kaviar mit 
Borsäure und Borax zuzulassen. 


II. 

Die Unterlagen, die es der Kommission gestatten, 
den vorliegenden Vorschlag zu machen, können wie 
folgt zusammengefaßt werden: 

1. Ameisensäure und deren Salze 

a) Ameisensäure war Gegenstand einer Untersu- 
chung des Gemischten Ausschusses FAO/WHO 
von Sachverständigen für Lebensmittelzusatz- 
stoffe in den Jahren 1961 und 1964, wobei ihr 
eine bedingt zulässige Tagesdosis („ADI") von 
5 mg/kg Körpergewicht zuerkannt wurde (WHO, 
techn. Rep. Ser. 1962, 228 und WHO, techn. Rep. 
Ser. 1965, 309). 

Das wissenschaftliche Konzept der bedingten Zu- 
lassung eines Zusatzstoffes bedeutet, daß seine 
Verwendung ohne Gefahr für die öffentliche Ge- 
sundheit, insbesondere in entwickelten Ländern, 
gestattet werden kann, die über die gesetzge- 


berischen und verwaltungsmäßigen Strukturen 
verfügen, mit deren Hilfe die tatsächlichen Men- 
gen, welche die Verwendung dieses Zusatzstoffes 
in der täglichen Ernährung mit sich bringt, be- 
stimmt und überwacht werden können. 

Die Wissenschaftliche Kommission für Lebens- 
mittel, die hierzu im August 1967 und Januar 
1972 konsultiert wurde, hat sich befürwortend 
für die Zulassung von Ameisensäure und deren 
Salzen unter den im vorliegenden Vorschlag ge- 
nannten Bedingungen ausgesprochen. 

b) In technologischer Hinsicht erweist sich die Ver- 
wendung von Ameisensäure und ihrer Salze bei 
bestimmten Halbkonserven („Präserven") von 
Fischereierzeugnissen und Essiggemüse als not- 
wendig, bei denen keiner der im Anhang der 
Richtlinie vom 5. November bereits genannten 
konservierenden Stoffe geeignet ist, einen hin- 
reichenden Schutz gegen mikrobiellen Verderb 
zu gewährleisten. 

Ferner besteht ein eindeutiges Interesse an der 
Verwendung von Ameisensäure und Formiaten 
zum Ersatz von Schwefeldioxyd und seinen Ver- 
bindungen in bestimmten Grundstoffen für die 
Herstellung von alkoholfreien Erfrischungsge- 
tränken, bei denen es darauf ankommt, die An- 
wesenheit von (freiem oder gebundenem) SO 2 
vor allem wegen des hohen Verzehrs durch Kin- 
der herabzusetzen. 

Die im vorliegenden Vorschlag genannten Men- 
gen stellen nur einen sehr geringen Vomhun- 
dertsatz des ADI der Ameisensäure dar. 

2. Hexamethylentetramin 

a) Anläßlich seiner 15. Sitzung im Jahre 1971 hat 
der Gemischte Ausschuß FAO/WHO von Sach- 
verständigen für Lebensmittelzusatzstoffe für die- 
sen Stoff einen vorläufigen ADI von 5 mg/kg 
Körpergewicht festgesetzt. 

Die im Januar 1972 konsultierte Wissenschaft- 
liche Kommission für Lebensmittel hat sich zu- 
stimmend zu seiner Verwendung unter den im 
vorliegenden Vorschlag genannten Bedingungen 
geäußert. Sie wollte hierbei bestimmte neue Ar- 
beiten nicht ausschließen, wonach der ADI nur 
0,15 mg/kg Körpergewicht betragen könnte, 
denen man aber schwerlich einen endgültigen 
Charakter geben kann. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 25 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 4. Januar 1972, S. 22 
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b) Die Verwendung von Hexamethylentetramin er- 
weist sich als unerläßlich bei der Herstellung von 
Käse vom Typ „Provolone" und vom Typ „Grana 
padano", wenn dieselben aus Milch von solchen 
Kühen hergestellt sind, die mit siliertem Futter 
ernährt werden. Man beobachtet in diesem Fall 
ein Phänomen des Aufblähens der Käsemasse, 
„Spätblähung" genannt, das durch die Einwir- 
kung eines Klostridium-Bazillus entsteht und den 
Käse für den Verzehr unbrauchbar macht. Die 
Verwendung von Hexamethylentetramin ist ge- 
eignet, diesen Verderb zu verhindern. 

Daneben scheint auf Grund neueren Untersu- 
chungen Hexamethylentetramin für die Haltbar- 
machung von Kaviar (und anderen Fischeiern) 
verwendet werden zu können, bei dem die Be- 
handlung mit Borsäure und Borax noch ständiger 
Übung in den Erzeugerländern entspricht. Es ist 
angezeigt, den Fortgang dieser Untersuchungen 
anzuregen, und zwar durch Zulassung des Ver- 
kaufs von Kaviar mit Hexamethylentetramin. 

Die im vorliegenden Vorschlag genannten Rest- 
mengen entsprechen einem sehr geringen Vom- 
hundertsatz des ADI, selbst wenn dieser 0,15 mg 
betragen sollte. 

3. Borsäure und deren Salze 

Seit der Verabschiedung der Richtlinie vom 5. No- 
vember 1963 sind in mehreren Ländern Untersu- 
chungen durchgeführt worden, um ein Haltbarma- 
chungsverfahren für Kaviar zu entwickeln, bei dem 
Borsäure nicht verwendet wird; keine hatte jedoch 
bisher vollen Erfolg. 

Die Wissenschaftliche Kommission, die mit dieser 
Frage im Dezember 1967 und Januar 1972 befaßt 
wurde, hat keine Einwendungen gegen eine zeit- 
weilige Zulassung von Borsäure in „echtem" Kaviar 
erhoben. Kaviar ist nämlich ein Luxuserzeugnis, das 
nur in geringen Mengen und in unregelmäßiger 
Form verzehrt wird. Man kann annehmen, daß die 
Menge, welche von denjenigen Personen aufgenom- 
men wird, die dieses Erzeugnis verzehren, 200 g 
im Jahr nicht übersteigt und daß Kinder an diesem 
Verzehr nicht beteiligt sind. Da die Höchstzusatz- 
menge von Borsäure 0,4 v. H. beträgt, liegt die ge- 
samte jährliche Aufnahme unter 1 g. Dabei ist zu 
beachten, daß die schädlichen Wirkungen von Bor- 
säure vor allem auf ihrem Kumulativeffekt beruhen, 
der unter den genannten Voraussetzungen nicht zu 
befürchten ist. 

Es ist jedoch angebracht, den zeitweiligen Charakter 
der Zulassung von Borsäure herauszustellen, damit 
die beteiligten Kreise angeregt werden, ihre Be- 
mühungen in der Sache nach einem Ersatzmittel fort- 
zusetzen, das Hexamethylentetramin in Verbindung 
mit Benzoesäure sein könnte. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, in die Richt- 
linie eine Revisionsklausel aufzunehmen. 


III. 

1. Bei der Aufnahme neuer konservierender Stoffe 
in den Anhang der Richtlinie vom 5. November 
1963 ist es erforderlich, auch die Verwendungsbe- 
dingungen dieser Stoffe festzulegen. Ihr Gebrauch 
entspricht nämlich einem präzisen technischen Be- 
dürfnis, und man kann ferner keinesfalls eine Lö- 
sung ins Auge fassen, die durch die Festlegung un- 
gleicher einzelstaatlicher Verwendungsbedingungen 
zum Entstehen neuer Handelshemmnisse im inner- 
gemeinschaftlichen Verkehr führen könnte. 

2. Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die z. Z. 
den Gebrauch der drei Gegenstand des vorliegen- 
den Richtlinienvorschlags bildenden Gruppen von 
konservierenden Stoffen regeln, lassen bestimmte 
Verwendungen zu, welche die Kommission im ge- 
genwärtigen Stadium nicht für die gesamte Gemein- 
schaft vorschlagen möchte; 

Auf Grund 

— des deutschen Rechts können Ameisensäure und 
ihre Salze auch zur Haltbarmachung von Obst- 
muttersäften, die zur Sirupherstellung bestimmt 
sind, verwendet werden, 

— des niederländischen Rechts 

• ist Hexamethylentetramin für die Behandlung 
von Halbkonserven aus Fischereierzeugnissen 
zugelassen, 

* darf Borsäure in Eiprodukten verwendet wer- 
den. 

Die Kommission schlägt vor, diese Verwendungs- 
arten aus folgenden Gründen auf einzelstaatlicher 
Ebene für die Frist von drei Jahren aufrechtzuer- 
halten: 

a) Ameisensäure 

In der Gemeinschaft entspricht die Verwendung 
dieses konservierenden Stoffes wegen der Ein- 
führung der Verfahren zur Tiefkühlung keinem 
technologischen Bedürfnis mehr. Es muß jedoch 
anerkannt werden, daß diese Verfahren noch 
nicht in bestimmten dritten Ländern, die Frucht- 
säfte ausführen, verallgemeinert sind. 

Um die Aufrechterhaltung der traditionellen 
Handelsströme mit diesen Ländern zu ermögli- 
chen, ist es deshalb angezeigt, den betreffenden 
Mitgliedstaat zu ermächtigen, auf seinem 
Hoheitsgebiet den Verkehr von mit Ameisen- 
säure und ihren Salzen behandelten Fruchtsäf- 
ten noch für einen bestimmten Zeitraum zu ge- 
statten, bis die industrielle Umstellung in den 
Ursprungsländern abgeschlossen ist. 

b) Hexamethylentetramin 

Für diesen konservierenden Stoff gilt nunmehr 
ein vorläufiger ADI, von dem man erwarten 
kann, daß er sich nächstens in einen endgültigen 
ADI verwandelt. 
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Die Gemeinschaft könnte folglich veranlaßt sein, 
Hexamethylentetramin in größerem Umfang zu- 
zulassen als dies jetzt vorgeschlagen wird, wes- 
halb es kaum folgerichtig wäre, es dem betref- 
fenden Mitgliedstaat in der Zwischenzeit zu un- 
tersagen, auf seinem Gebiet diesen erweiterten 
Umfang weiter zu gestatten. 

c) Borsäure 

Der Zusatz von Borsäure zu Eiprodukten verhin- 
dert deren Befall mit Salmonellen. Die industri- 
elle Praxis in dem betroffenen Mitgliedstaat läßt 
es noch nicht zu, auf diese Behandlung zu ver- 
zichten und stattdessen andere Verfahren wie 
Tiefkühlen oder Pasteurisieren anzuwenden. Eine 
Ubergangsfrist ist deshalb notwendig. 
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